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'lorwort 

Im Laufe des Jahres 1983 hatte der Verfasser mehrfach Gele­

genheit, Fragen der Geburtenentwicklung und der ihr zugrun­

deliegenden gewandelten Einstellungen und Entscheidungen im 

generativen Berelch in Referaten zu behandeln, so auf einer 

Bundestagung des Diakonischen Werkes im April 1983 in Stutt­

gart sowie auf Fachtilgungen der Politischen ;\kademie Eich­

hclz b/Bonn im April und September 1983. Dabei standen - un­

mlttelb?r au~ dem genannten Themenkreis folgend - auch Fra­

gen einer demngraphischen Akzentuierung der Familienpolitik 

zur Diskussion. Hat diese sich etwa damit abzufinden, daß un­

sere GeseJ.l~chaft - scheinbar zwangsl~ufig - in eine 1'post­

industriclle" Phnf'e hinübergleitPt, in cer das Fruchtbc1r­

keitsniveau der deutschen BevRlkerung dauerhaft, strukturell 

hl.nter dem ''replanement level'' zurückbleibt, und dies in dem 

heute anzutreffend~n Ausmaß? 

Fragen einer auch demographischen Akzentuierung der Familien­

politik, dle ia auf die gesamte ßreite fami.l.ialer Grundlei­

stungen (einschließlich der Sicherung der Generatinnenfolge) 

ausgerj_chtet ist, werden inzwischen nffenhnr wieder un,rorein­

gencr.-m,ener gesehen und err~rtert als nocr. vor wenigen Jahren. 

~].].eraings hat sich in~wischen Ruch noch st~rk~r die Auffas­

sung Bahn 9ebrochen, <lar. FamiliRnpolitik alles vermeiden muß, 

was ills manipulative, d.h. die freie Entscheidung junger Paa­

re flir Kinder mehr oder weniger außer Kraft setzende Beein­

fJ.nssung wirkt, und daP. vor ,allem monoinstrurnentelle Reaktio­

n~n der ~~n•ilienpolitj_k ebensowenig problernangernesser~ wNren 

wie d?.s ,~er:~ndertE:~ gen.t:!rative '"Jerhalte!n monokausal er.1:ll-irt 

wcrr:~en 1~ann. Zu clem Dllndel inte:grotiv ge!')lanter naHnc.hmen 

,,:inRr syst-ern;,tischs,n F;imilienpolitik gehört dc1bei auch clie 

r:ewZ.hrleistung einer rlemographischen Ini:ori-;i,:1.tion und Bilc1ung 

- eine r,ufgabe, die in der Bundesrepublik Deutschlund kaum 

in Umrissen gescl1en wird. 

DiE: ::-;,·~s0mmenge-fnßt referierten SrgeJ)nisse, davon at1sgehenrle11 

~.lherlr-:g1..::ngen ur.d ::c1r.1ilienpoli tischen I.:r;,,-1ii.0ungen wer<Jen hier­

mj t :_n r'.ie "Mat:eried.ien und nerichte" 2.ufqenomrne:-1, so daß 

!~j_e ~uch 2iner breiterer, FachöffentJ.ichkei.t zug~nglich sind, 
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nicht 7.nletzt auch den Mitgliedsverbänden des Landesfamilien­

rats Baden-Württemberg. Entsprechend dem ursprünglichen Cha­

rakter der Materialdarbietung bleibt die narstellung von ei­

nem bibliographischen Apparat weitestgehend entlastet. Am 

Schluß findet der Leser indessen einige Hinweise auf ausge­

wilhlte weiterfl\hrende nrbeiten, an die auch der vorliegende 

Uberblicl< teilweise anknüpft. 

Dezember 1983 M. W. 
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"Generative Entscheidungen im Spannungsfeld zwischen individueller 

und gesellschaftlicher Rationalität -

eine Herausforderung an eine zukunftsorientierte Familienpolitik" 

"Das Individuum sieht sich immer wiec'ler vor Alternativen gestellt, 

und es ist frei, unter einer Reihe von Möglichkeiten nach seinem Gut­

dünken zu wHhlen. Die Kulturordnung setzt lediglich den für jede die­

ser lli\glichkej.ten geltenden "Preis" fest. Sobald das Individuum sich 

fi\r eine be"stimmte tlöglichkeit entscheidet, muß es auf andere Dinge 

'.'erzichten ... Die Kinderzahl wird also nicht durch die Kulturord­

n11ng, sondern durch eine rationale Entscheidung im Rahmen der Kultur-

0rdnung bestimmt". 

Diese schon über nwanzig ~ahre alte Feststellung von Andreas Miller 

in seiner Schrift ilher "Kultur und menschliche Fruchtbarkeit'' (1962) 

m~g als ein geeigneter, freilich im Verlauf der Darstellung noch ein­

mal zu überprii fender F:instieg in die vorgegehene Thematik dienen. 

Das Thema selbst enthält dabei sowohl einen analytischen Aspekt, bei 

dem es um den Sachverhalt des verHnderten generativen Verhaltens von 

f.hen sowie dessen Gründe und Hintergründe geht, als auch einen fami­

lienpol.i tischen Aspekt, der auf die Notwendigkeit, l·'.i\glichkei t und 

Grenzen einer auch demographisch akzentuierten Familienpolitik ab­

zielt. Die damit bezeichneten Problemkreise sollen in den folgenden 

drei Schritten behandelt werden: 

(1) Zunfchst wein, zu fragen, ob und inwieweit das hinreichend be­

kannte PhHnomen des hochsignifikanten Wandels im generativen Ver­

halten heute iiberhaupt noch aktuell ist oder ob sich die Entwick­

lung nicht l~ngst wieder umgekehrt und einen sehr viel günstiger 

einzuschiit?.enden Verlauf genommen hat.. Insofern interessjert vor­

weg ein kurzer ßlick auf die jüngste tatsächliche r.eburtenent­

wicklung in der Bundesrepublik Deutschland. 

(2) Soc'ann ist eine (Zwischen-) Bilanz des gegenwärtigen Forschungs­

standes zur Erklärung des veränderten Geburtenverhaltens ange­

zeigt, denn nur auf einer einigermaßen sicheren F:rkenntnisbasis 

kann versucht werden, diesen Aspekt der generntiven Leistungen 

von Familien mit in den Entwurf einer künftigen Familienpolitik 

hineinzunehmen. Wirklichkeit läßt sich bekanntlich nur gestalten, 

wenn si.e ausreichend erklärt werden kann. Systematische Familien-
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politik muß - in Orientierung an libergreifenden gesellschafts­

politischen Leitvorstellungen die Struktur und die gesamte 

Leistungsbreite der Familien im Blick haben, die institutionelle 

Seite ebenso wie die Lebensentfaltung der einzelnen Familienmit­

glieder. Familie als gesellschaftliche Einheit gründet sich maß­

geblich auf dem Gedanken der Elternschaft, (die freilich nicht 

auf eine rein biologische Elternschaft verengt werden darf!) . 

Demgemäß reichen familiale Bindungen auch über bloße persönliche 

Zuneigung hinaus. 

(3) Auf diesem llintergrund schließlich sind dann einige Ansatzpunk­

te einer auch demographisch akzentuierten Familienpolitik zu be­

zeichnen. Daß damit Familienpolitik nicht zur ''Dienstmagd" einer 

Bevölkerungspolitik degradiert wird, sollte dabei ebenso einsich­

tig sein wie die relative EigenstHndigkeit auch einer bev"lke­

rungsbewußten Politik, die richtig verstanden ihre eigenen Prob­

lemfelder hat und in einem gesellschaftspolitischen Gesamtent­

wurf einen begrenzten, wenn auch nicht unumstrittenen Platz be­

anspruchen kann. 

( 1) Die Entwicklung des generativen Verhaltens im Ubergang zu den 

80er Jahren 

In den letzten Jahren ist es deutlich ruhiger geworden um das genera­

tive Verhalten, das - auf dem Hintergrund einer s~kularen Entwick­

lung - seit den 60er Jahren einen weiteren großen Veränderungsschub 

Rrfahren hat. (Unter dem "generativen Verhalten" werden in der Regel 

die Verhaltensweisen von t~nschen verstanden, die deren Fortpflanzung 

betreffen; das generative Verhalten enthiilt damit seinerseits ver­

schiedene Verhaltensweisen, die die Geburt bzw. Nicht-Geburt von Kin­

dern innerhalb oder außerhalb von Ehen zur Folge haben. Zu den fort­

pflanzungsrelevanten 'lerhaltenskomponenten gehört neben der Regelung 

von Zahl und zeitliahem Abstand der Geburten auch das Heiratsverhal­

ten.) llnsere Gesellschaft hat sich scheinbar oder tatsächlich mit ei­

nem relativ sehr niedrigen Fruchtbarkeitsniveau in einem llaße abge-­

funden, das noch vor einem Jahrzehnt kaum vorstellbar gewesen wiire. 

Hat. die bisherige Entwicklung (mit mehr oder weniger großen jähr-
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liehen Geburten-"defiziten" in der deutschen Bevölkerung) sich etwa 

längst gefangen, und zwar ohne Besorgnisse zu hinterlassen? Hat sie 

sich eventuell sogar umgekehrt? 

Daten aus den allerletzten Jahren über mehr oder weniger ausgeprägte 

Anstiege in den Zahlen der Lebendgeborenen könnten darauf schließen 

lassen, daß sich die bisherige Entwicklung zum Besseren gewendet ha­

be. Was beobachten wir tatsächlich? Nas ist der jüngste demographi­

sche Ausgangsbefunrl fiir eine familienpolitische Auseinandersetzung 

mit der Frage nach den Entscheidungen für oder gegen Kinder, die 

sich in eine unverkennbare Konkurrenz zu anderen Lebenszielen ge­

rückt sehen? 

Demographische und verhal tensbedingte Komponenten der Geburtenentwicklung 1'982 

im Vergleich zu 1978 

davon durch Veränderung 

Lebendgeborene Veränderung der dernographi- des generativen Verhal-

insgesamt sehen Komponente tens und des Anteils 

verheirateter Frauen 

1978 1982 Anzahl % Anzahl % Anzahl % 

173\ 

i 

576 468 621 44 705 + 7,sl 28 278 + 4,9 16 427 + 2,9 
' ! 

·-·- ' ·- ----··- ·-· 

Prozentuale Aufteilung <ler Komponente~ der Geburtenentwicklung an der Verände­
rung der Lebendgeborenenzahlen zwischen 1978 und 1982 (in%) 

demographische 
Komponente 
(Altersstruktur) 

63 

verhaltensbedingte Komponente 
(generatives Verhalten einschl.' 
Heiratsverhalten) 

37 

Veränderung 
insgesamt 

100 
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Fassen wir das Ergehnis - im Anschluß auch an die vorstehende tabel­

larische Ubersicht - kurz zusammen: 

Tatsächlich ist die absolute Zahl der I,ebendgeborenen im Bundes­

gebiet von 1978 (bisheriger Tiefstpunkt) bis 1982 um 7, 8 % ange­

stiegen (Bl,J: + 11, 5 % ) • Dafür kommen ursächlich j_edoch sehr un­

terschiedliche Faktoren (Komponenten) in Betracht, ntimlich sog. 

demographische Faktoren (bes. Jahrgangssti\rke) und sog. nicht­

demographische Faktoren, die sich auf das eigentliche Geburtenver­

halten (und Heiratsverhalten) beziehen. 

!n dieser differenzierten Sicht lassen sich (von den 7,8 % Anstieg 

ner Lebendgeborenenzahlen) 4, 9 i, also knapp '2/3, auf die demo­

graphische Komponente zurückführen, d.h. auf die gestiegene Zahl 

der Frauen zwischen 15 und 44 Jahren und deren veränderte Alters­

gliederung. Die restliche Zunahme von insgesamt 2,9 % in den Jah-

ren von 1978/82 beruht auf der verhaltensbedingten Komponente (Ge­

burten- und Heiratsverhalten) Da aufgrund einer leicht gestie­

gP.nen Heiratshäufigkeit - im Bundesdurchschnitt im betrachteten 

Zeitraum um etwa 9 % - und einer andererseits überproportional an­

gestiegenen Scheidungshi\ufigkeit die Gesamtzahl der Ehen in dieser 

Altersgruppe zurückgegangen ist, hätte insoweit die Lebendgebore­

nenzahl. sinken können. Der tatsächliche Anstieg um 2,9 % hringt 

damit das veränderte generative Verhalten "im engeren Sinne'', also 

das veränderte Geburtenverhalten, noch nicht voll zum Ausdruck. 

Aber auch die etwas höhere prozentuale Veränderungsrate für den 

Gesamtzeitraum 1978/82 ändert nichts Entscheidendes an der weit 

unter dem replacement-level liegenden sog. Jlettoreprnduktionszif­

fer (1981= 0,67). 

Die zu beobachtende geringfügige positive Veränderung des genera­

tiven Verhaltens im engeren Sinne kann nicht auf die Geburtenent­

wir:klung bei der ausli:\ndischen nevölkerung zuriickgeführt werden. 

Dort hi.\tte man z. R. für Baden-lfürttemberg aus demographischen 

Gründen einen Anstieg der Geburtenznhlen erwarten müssen; tats~ch­

lich sind sie jedoch zurür:kgegangen. Das bedeutet, daß das genera­

tive Verhalten bei den Ausländern eindeutig auf geringere Kinder-
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zahlen in den Ehen gerichtet ist (Anpassungsprozeß!). Die hier für 

Baden-Württemberg - den FlHchenstaat mit der höchsten Ausländer-

dichte (1981 10 %) - herangezogenen Ergebnisse werden durch ähn-

liche Untersuchungsergebnisse fiir NR\'/ bestö.tigt und lassen sich 

im Prinzip auf das Bundesgebiet übertragen. 

Die Entwicklung im betruchteten 7.eitraum im Ul>ergang ::u den 80er 

Jahren ist in~essen nicht durch eine - wenn ~u~h noch so geringfi~­

gige - durchgjngig aufwärtsgerichtete Tendenz gekennzeichnet. Dies 

zeigt bereits der erneut nbsolute Riicl:gang der ~c1hJ. c1er r.ebend')e­

borencn 1.m l'unaesgebiet von 1981 auf 19P.2 (./. 0,5 ;;). Da aus 

Gründen r.er /\l tersstruktur (LTahrgangssti.rken im He i r;i t ~" l ter) c1 ie 

Zahl rlcr Lebendgeborenen noch weiter hätt2 a.nstcirrcn r-·,iissen (uc1 

ca 1-1,5 %) , bleibt nur rlas Ergebnis, daß das n;ich 10?8 vorüber­

gehend leicht aufwcirtsgerichtet.P. Geburtenverhalten von 1981 au:: 

1982 erneut nach unten abgeknickt ist. Diese Entwicklung hat sich 

auch 1.m ,'fahre 1983 fortgesetzt (.,an. -/\ug. 1983 gegeniiber Ver­

gleichszeitraum des Vorjahres: ./. 3,3 %) • 

Fazit: Die besorgniserregende demographische Situation in der deut­

schen Bevölkerung besteht somit weiterhin; diese Beurteilung gilt 

auch dann, wenn man nicht unbedingt eine quasi-stationäre Bevölke­

rungsentwicklung (m:m langfristig um 1, 0) favorisieren möchte, snn­

rlern eine leicht riir:kläufige (aber rnögli.chst st.et-.igcl nevhJkcnrngs­

entwicklung akzeptieren würde. Tatsächlich liegt da~ rruchtharkPi.ts­

ni,reau in der deutschen Bev6lkerung auch zu Beginn rler ROer .~ahr~ ur, 

mehr Als 30 % untcrhnlb des repl.2cement-le,reJ .. Entwe~er h~t~e ~an PS 

n.1sn auf ltingere Sicht n:it einem r2.dikalen Schrumpfungsr,rozeß zu tun, 

c1 ci: heute mit vc,rprograrnmiert wird. Oder es ki'\De im /\nschluß an nach 

wiP. vnr relativ sehr njedrige Fruchtbarkeitswerte in spfteren Jahren 

bei dann nachhaltigen Umbrüchen nach oben zu neuen, gegenüber heute 

umgekehrt gelagerten demographischen Strukturproblemen mit einer 

neuen "Erhschaft sozialer Probleme fllr Jahrzehnte'' (B. Berelson). Der 

demcgrnpl1ische Aspekt ist somit schon allein unter di.eser Rücksicht 

weiterhin im Konzept einer systematis~hen FarniJ.ier1politik n~~emesscn 

mit zu bedenken. 
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( 2) Eine Zwischenbilanz zum besseren Verständnis des veränderten 

generativen Verhaltens 

Die Frage nach den Ursachen für das veränderte generative Verhalten, 

also für die in den letzten 15 - 20 Jahren deutlich weiter zurückge­

gangenen Kinderzahlen in den nachrückenden Ehejahrgängen ist bisher 

nicht wirklich befriedigend beantwortet. Kontroverse Antworten tra­

gen manchmal mehr zur Verwirrung bei als zur Erklärung dieses epocha­

len Phänomens. Gleichwohl haben die vielfältigen Bemühungen in der 

deutschen wie auch ausländischen bevölkerungswissenschaftlichen Fcr­

schung eine Reihe von Einsichten zutage gefördert, die inzwischen 

als mehr oder minder gesichert gelten können und auch flir familien­

politisches Handeln wichtige Orientierungsmarken setzen. f~hr stich­

wortartig läßt sich dieser Forschungsstand wie folgt zusammenfassen: 

1) Das generative Verhalten der Paare ist offensichtlich nicht rein 

biologisch bestimmt, es ist sozial überformt und im historischen P:::o­

zeß Wandlungen unterworfen. Ob es je eine geschlossene, interdiszip­

linär fundierte Theorie des generativen Verhaltens, die die eingetre­

tenen Veränderungen überzeugend zu erklären vermöchte, geben wird, 

mag dahingestellt bleiben; werden doch die hier interessierenden Ent­

scheidungen zum Teil von unbewußten Vorgängen gesteuert, die sogar 

der Selbstbeobachtung nicht unmittelbar zugiinglich sind ( so z.B. 

Dritter Familienbericht, 1979). 

Unzulässig erscheint auf jeden Fall eine mor.okansule r;rkl'irunr;, wie 

sie immer wieder zur durchg,'ingigen Begriindung .1.n dc,r Gesellschaft 

über den Zeitablauf hinweg versucht worden ist. Sehr viel eher müs­

sen die rela.ti v sehr niedrigen Fruchtbarkeitswerte i.nnrerhalh aer 

deutschen Bevölkerung als das Ergebnis des Zusammentreffens mehrerer 

Gruppen von untereinander in Beziehung stehenden Bestimmungsfaktoren 

gesehen werden. Bei den Versuchen einliniger Ursachenerklärung werden 

im Grunde Einzelaspekte aus einem Geflecht vielfältiger individueller 

und familialer Daten auf der Mikroehene und gesellschaftlicher naten 

auf der llakroebene herausgelöst und zu der "Ursache'' des ~u erkl.~ren­

den Phänomens hochstili~iert. Zwar werden damit EinfluAfaktcren im 

generati,,en Entscheidungsprozeß mehr oder minder genau getroffen, 

aber letzterer wird nicht überzeugend erklärt. 
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2) Die verschiedenen Bestimmungsfaktoren haben nicht nur ein bisher 

nicht genauer quantifiziertes Gewicht; dieses Gewicht verändert sich 

offenbar auch im Zeitablauf (u.a. ,Einfluß des "Kohortenschicksals") 

und weist darüber hinaus sozialschichtenspezifische, gruppenspezifi­

sche und - damit in gewissem Zusammenhang stehend - regionale sowie 

nicht zuletzt persönl ichkei tspezifische Unterschiede auf. Wie die 

einzelnen Faktoren miteinander verbunden sind, bildet dabei eine zu­

sätzliche Unbekannte im gegenwärtigen Wissensstand. Dabei sei bereits 

an dieser Stelle daran erinnert, daß erfahrungsgemäß bei den ver­

schiedenen Ursachenanalysen und erst recht bei den vorgenommenen Ge­

wichtungen der einzelnen Faktoren in der tagespolitischen Diskussion 

immer wieder die Gefahr besteht, daß unterschiedliche Interessen mit 

einfließen, die von erwünschten Handlungs- bzw. Nichthandlungskonze­

quenzen her bestimmt sind! 

Im längerfristigen sozialgeschichtlichen Prozeß, in den sich der wei­

tere Geburtenrückgang der letzten Jahre einordnet, sind auf der ei­

nen Seite verschiedene Gründe entfallen, d{e eine eher größere als 

kleinere Kinderzahl der Eltern bedingten (z.B. familienwirtschaft­

liche Bedeutung von Kindern bis hin zur Altersversorgung; frühere ho­

he Säuglings- und Kindersterblichkeit; Fruchtbarkeitsgebote der Kir­

chen) . zugleich hat sich - und zwar nach dem 2. ~7el tkrieg nochmals 

in deutlich verstärktem Maße - eine Reihe von Bedingungen herausge­

bildet, die es den einzelnen wünschenswert erscheinen lassen, eher 

weniger als viele Kinder zu haben, vielleicht sogar trotz Verheira­

tung ganz kinderlos zu bleiben (z.B. · subjektiv stärker empfundene 

und teilweise objektiv vergrfßerte wirtschaftliche Benachteiligungen 

bei Vorhandensein mehrerer Kinder, wie sie in familiensoziologischen 

und familienökonomischen Untersuchungen vielfältig nachgewiesen wor­

den und schon sehr früh zum Ausgangspunkt familienpolitischer Hilfs­

maßnahmen gemacht worden sind; weit größere Anforderungen an die Mo­

bilität im modernen Erwerbssystem, die durch Kinder eher beeinträch­

tigt wird; gesteigerte Anforderungen an das Ausbildungsniveau im ar­

beitsteiligen und hochspezialisierten Produktionssystem, das für we­

niger, aber besser ausgebildete Ki.nder den sozialen Aufstieg eher er­

möglicht; zunehmende Berufsorientierung auch von verheirateten 

Frauen). Schließlich sind Wünsche in Richtung auf eine Beschränkung 
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der Kinderzahl aufgrund grundlegend erweiterter Möglichkeiten der 

Geburtenregelung auch zugleich leichter und wirkungsvoller realisier­

bar geworden. Moderne Techniken der Geburtenverhütung sind und blei­

ben gewiß.auf der instrumentellen Ebene angesiedelt, aber sie stel­

len eine besonders günstige Bedingung dar, unter der sich wohl erst­

mals in der Geschichte der Menschheit Sexualität und Zeugung von 

Nar.hkommenschaft in so radikaler Weise voneinander haben trennen las­

sen. Hier findet in gewissem Sinne ein alter Menschheitstraum Erfül­

lung; denn der Wunsch, die Nachkommenschaft zu beschränken, ist so 

alt wie die Menschheit selbst und läßt sich soweit in die Vergangen­

heit zurückverfolgen, wie die anthropologische Forschung ihr Licht 

wirft. 

3) Das generative Verhalten ist in hohem Grade von Werten und Nor­

men besetzt, wobei hier Normen als handlungsrelevante Standards(Wer­

te) mit Sanktionscharakter verstanden werden. Auf einer normativen 

Ebene orientiert sich das generative Verhalten der Eltern (als den 

''Akteuren") im einzelnen an sozialen, kulturellen und motivationalen 

Normen, wie sie sich im Sozial- und Kultursystem einer Gesellschaft 

sowie im jeweiligen Persönlichkeitssystem konstituieren. Noch so per­

fekte tlittel der Geburtenregelung allein vermögen das veränderte ge­

nerative Verhalten nicht zu erklären. (Interessant ist in diesem Zu­

sammenhang die These mancher Bevölkerungswissenschaftler, auch ohne 

Erfindung der Ovulationshemmer ("Pille") wäre es - wenn auch viel­

leicht etwas ahgeschwächter - zu einem weiteren Schub im langfri­

stigen Prozeß des Geburtenrückgangs gekommen.) Zu der Bereitstellung 

der praktisch perfekten Mittel der Geburtenregelung mußte eine ge­

wandelte Grundeinstellung der einzelnen Paare hinzutreten, von die­

sen llitteln auch Gebrauch zu machen. Und sie trat hinzu oder viel­

leicht besser: sie hatte sich bereits ausgebildet und wartete auf 

die Bedingung ihrer Ermöglichung im praktischen Vollzug. So könnte 

man auch versucht sein zu sagen, die Pille mußte erfunden werden, 

weil die Zeit dafiir reif war. 

Der Wandel. der generativen normativen Vorstellungen ist unverkenn­

bar, aber wie er letztlich zustande kommt, dieser eigentlich interes­

sante Vorgang bleibt bisher nur unzulänglich geklärt. Genauere Ein-
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sichten fehlen in dieser Hinsicht ebenso wie zu der Frage, wie sich 

hestimmte gesellschaftliche Strukturveränderungen konkret in verän­

dertes generatives Verhalten umsetzen. Unverkennbar freilich ist die 

vi:illig neue Entscheidungssituation hinsichtlich des Kinderhabens. 

Etwas liberspitzt: !licht die Entscheidung gegen ein Kind wird flir das 

einzelne Paar zum Problem und erfordert eine bestimmte Verhaltensän­

derung, sondern die Entscheidung flir ein (weiteres) Kind setzt eine 

Durchbrechung '-'Orausgegangener Verhaltensweisen rni t bewußter Ein­

stellungskorrektur voraus - eine auch psychologisch völlig veränder­

te F.ntscheidungslage. 

4) l-Jei thin gilt ehe Auspr:igung hochinc!nc,trialisierter Lebensbedin­

gungen - im Dlick auf weniger entwickelte Gesellschaften wird auch 

gerne ·.,orn Prozeß rler "Modernisierung" gesprochen - als ein Wurzel­

grund fiir r1a s uer.'inc'!erte generati vc \Terha l ten. Versuche, rlie Ent­

wicklung einseitig eine~ hoch- und spHtkapitalistischen Wirtschafts­

svstem mit ausgepr~gter, auch Hber wirtschaftliche Austauschprozesse 

hinau:c, das gesamte menschliche Leben bedingender und ''erseuchender 

Rechenhaftigkeit bzw. ''WirtschaftsrationalitMt'' anzulasten, erweisen 

sich spNtestens seit dem Zeitpunkt als unzulMnglich, als auch sozia­

listische Wirtschafts- und Gesellschaftssvsteme mit ~hnlichen demo­

grc1phischen ?ro~e~~en konfrontiert sinr.. Es scheint also der hohe 

Indn,strialisicningsstand als solcher zu sein, der rait seiner arbeits­

teil.l gcn und hochspezialisierten Produktion und Distribution dem 

Fruchtharkcitsrllckgang zugrunde liegt, nicht aber speziell eine den 

unterschie~lichen Wirtschaftssystemen je eigene Organisation des TTa­

renaustausr.hes. 

~in "Patinnalisierungsprnzeß" (in dem Tenden~en der Ent~remdung und 

E1ctperssönlichung des einzelnen auf nen Begriff gebracht weroen) 

greift offensichtlich liber die Grenzen ,,on Gesellschafts- und Wirt­

schaftsordnungen hinweg. Diesseits wie jenseits solcher Systemgrenze~ 

tritt die Entscheidung flir J:inder, die ia stets eine sich relativ 

c1uswirkende langfristiqe Entscheidung darstellt, in Konkurrenz zu 

anderen Lebensinhalten. Diesseits wie jenseits solcher Systemgrenzen 

hahen wir es im Bereich des generativen Verhaltens ~uch Uber die ver­

schiedenen Sozialschichten hinweg im Vergl.eich zu den ersten Jahr-
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zehnten unseres ,Jahrhunderts mit einer 

Entscheidung für oder gegen Kinder zu 

sehr viel stärker bewußten 

tun. Irn Grunde konnte sich 

auch erst mit dieser bewußteren Entscheidung so etwas wie ein "Kin­

derwunsch'' des einzelnen herausbilden. In der vorindustriellen 

Agrargesellschaft hätte ein Ehepaar die Frage nach der Zahl der ge­

wünschten Kinder im heutigen Verständnis wohl kaum verstanden, weil 

die Frage nach mehr oder weniger Kindern weitestgehend außerhalb des 

individuellen Entscheidungshorizontes lag. 

5) In dem i-laß, in dem angesichts vcri.inderter situativer Bedingungen 

eine ''rationAle'' Steuerung menschlicher Fruchtbarkeit unter dem Ein­

fluß neuer wertbesetzter Lebensorientierungen eine deutlich geringere 

Kinderzahl zur Folge hat, ein vernunftgemäßes Verhalten in der Wei­

tergabe des Lebens also eine noch sehr viel geringere Ausschöpfung 

der biologischen Fruchtbarkeit in der Ehe als vordem erfordert, ver­

größern sich die Spielräume für die Verwirklichung anderer Lebenszie­

le, d.h. es geht nicht nur um die Durchsetzung radikal alternativer 

Lebensentwürfe zu Familie und Kinderhaben, die es im Prinzip übri­

gens immer schon gegeben hat, sondern gerade auch um die Verwirk­

lichung von Lebensentwürfen, in denen neben Kindererziehung {Eltern­

schaft) gleichzeitig - zumindest auf die gesamte Lebensablaufperspek­

tive des einzelnen hin gesehen - auch andere Lebensziele ungleich 

st~rker in den Vordergrund rücken. lleue Leitbilder und Orientierungs­

muster - begünstigt durch die wirtschaftliche, soziale und kulturelle 

Entwicklung - greifen jedenfalls Platz. Es ko=t zu einer Art "Kon­

kurrenz" des \\iunsches nach Kindern mit anderen Wünschen und Plänen 

hinsichtlich der persönlichen Lebensgestaltung. Besonders deutlich 

ist dies gegenw5rtig bei jungen Frauen im Spannungsfeld von Erwerbs­

tätigkeit und Familienleben sichtbar. Was für breiteste Kreise der 

heutigen Frauengeneration als eine Art "Nachholeffekt'' besonders 

durchschlägt, gilt indessen ganz allgemein: Eine Industriegesell­

schaft mit hohem Lebens- und Bildungsniveau bietet mehr Möglichkei­

ten zur Entfaltung der eigenen Persönlichkeit als ehedem, damit aber 

auch mehrfache Alternativen zum Bedürfnis, Kinder zu haben. 

In der a11sländischen Forschung ist auf diesem Hintergrund schon vor 

Jahren ein bemerkenswerter sozialpsychologischer Erkl5rungsansatz zum 
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Rückgang der Kinderzahlen in_ den Ehen ent.wickel t worden (C. H. Day 

und A. Taylor-Day, 1969). Dahach stehe die Größe der Familie in 

deutlicher Abhängigkeit von der Wahrscheinlichkeit, Alternativen zu 

haben zur Befriedigung von Interessen, die der einzelne durch Kinder 

befriedigen kann. Bieten sich viele solche mit Wertvorstellungen be­

setzte Alternativen an, so ist die Kinderzahl kleiner, gibt es weni­

ger, ist sie größer. Bildung, so könnte man ergänzen, erhöht ganz 

allgemein die Kenntnis von Alternativen und fördert die Ausprägung 

eines höheren Anspruchsniveaus. 

Es liegt nahe, daß die Forschungsbemühungen um die Aufhellung der 

näheren Ursachen und Bedingungen des veränderten generativen Verhal­

tens in dieser Sichtweise verstärkt individual- und sozialpsycholo­

gische Fragestellungen aufgegriffen haben, ohne daß diese Motiva­

tionsforschung bisher allerdings voll befriedigen könnte. Besonders 

hilfreich kann dabei ein allgemeinerer psychologischer Ansatz zur Er­

klärung menschlicher Verhaltensweisen sein, der vom Verhältnis von 

Motiven zu Barrieren (oder "Hemmnissen") ausgeht. Bei diesem Denk­

muster, das von erheblichem heuristischen Wert sein kann, bleibt 

freilich zu bedenken, daß es offensichtlich unterschiedliche "Typen 

generative~ Entscheidung" mit je spezifischen Lebensleitverstellun­

gen gibt, für die das Verhältnis von Motivation und Barrieren bei 

objektiv gleichen Lebensbedingungen ( "Barrierenhöhe" J unterschied­

liche Handlungskonsequenzen haben wird. 

Der Geburtenrückgang erweist sich damit als Ausdruck grundlegend ver­

änderter Lebensstile, wie sie mit einem Wertewandel verbunden sind, 

der gegenwärtig in unserer im Ubergang zu postindustriellen Beding­

ungen stehenden Gesellschaft zu beobachten ist. Dieser Wandel ist in 

der Grundtendenz inhaltlich konkret durch einen deutlichen Rückgang 

des Gewichts der sog. Selbstzwang- und Selbstkontrollwerte (auch 

Pflicht- und Akzeptanzwerte genannt) bei gleichzeitigem deutlichen 

Anstieg des Gewichts der sog. Selbstentfaltungwerte charakterisiert 

(vergl. H. Klages, Man. "Wertwandel in der Bundesrepublik Deutsch­

land", 1983). In das Umfeld der schrumpfenden Pflicht- und Akzeptanz­

werte gehören als für das generative Verhalten wohl besonders rele­

vnnt: "Pflichterfüllung", Anpassungsbereitschaft", "Gehorsam" u.ä. 



- 12 -

Selbstentfaltungswerte demgegenüber sind u.a. zu kennzeichnen - in 

Bezug auf die Gesellschaft - durch "Privatheit", "instrumentelle 

(d.h. nüchtern-kalkulatorische) Einstellung", "Emanzipation" (von 

Autoritäten) sowie - in Bezug auf die eigene Person - u.a. durch 

"Selbstverwirklichung'', ''Unabhängigkeit", "Eigenverantwortlichkeit". 

In diesem Prozeß eines Wertewandels treffen wir auf ganz spezifische 

Antworten auf Herausforderungen einer neuen Lebenslage. Wenn im Hori­

zont heutiger Lebensorientierung z.B. "Selbstverwirklichung" als ein 

hoher Wert gilt, so ist dies, wie H. Lübbe dargelegt hat, im Kontext 

allgemeinerer sozial-kultureller Entwicklungen zu sehen: Selbstver­

wirklichung gewinnt danach in demselben Maße an Gewicht, in dem die 

Anforderungen an unsere Selbstbestimmungsfähigkeit über die Ausdeh­

nung von Dispositionsfreiräumen objektiv zunehmen. 

Unverkennbar sind im Zuge dieses Wertewandels Wandlungen in den wert­

und sinnbesetzten Lebensentwürfen des einzelnen auch derart eingetre­

ten, daß ''Kinderhaben'' in einem breiter gewordenen Ansatz konkurrie­

render Sinngehalte des Lebens und alternativer Lebensentwürfe relativ 

an Bedeutung einbüßt - einfach dadurch, daß solche konkurrierenden 

Alternativen bestehen, besser erkannt und realisiert werden können. 

Kinderhaben wird für den verheirateten Menschen von einer "fraglosen 

Selbstverständlichkeit" zu einer möglichen Sinnerfüllung des Lebens. 

Dies gilt gerade auch im Hinblick auf das Selbst- und Rollenverständ­

nis der Frau (mit mehr oder minder korrespondierenden Wandlungen in 

der Einstellung von Männern zur Rolle der Frau), für die die Aufgabe 

als llutter mehr und mehr nur als eine unter mehreren Aufgaben gilt, 

Kinderhaben mehr und mehr in Konkurrenz mit einem Angebot an gleich­

falls Selbstbestätigung bietenden weiteren 11öglichkeiten der Lebens­

entfaltung gerät. Solche Alternativen schließen Kinderhaben zwar 

nicht notwendig aus (für den l-lann seit jeher noch weit weniger als 

für die Frau), aber sie relativieren tendenziell die lebenssinnstif­

tende Bedeutung von Kindern. 

6) Insgesamt muß das generative Verhalten als eng in den gesamten Ge­

sellschaftsprozeß eingebunden gesehen und maßgeblich aus den gesell­

schaftlichen und kulturellen Strukturen wie aus den damit einherge­

henden geistigen Wandlungen heraus verstanden werden. Hier ist daran 
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zu erinnern, wie sehr die Entwicklung unserer gegenwärtigen Gesell­

schnft durch ein ungewöhnlich breites Anwachsen von Entscheidungs­

und Handlungsfreir~umen des einzelnen nuf verschiedensten Lebensge­

bieten gekennzeichnet ist.. Selbsthestimmtes Handeln ist angesichts 

einer gewnndelten r,ebenslage auf vielfältige Weise geradezu heraus­

gefordert. Dils generative Verhalten und damit die Größe der eigenen 

''FortpflAnzungsfamilie" gehiirt heute qanz betont zu den stark selbst­

bestimmungsnhh~ngigen Lebensbereichen. 

flabei ercribt sich nun aber ein weitE'rer sehr wichtiger Befund: Mit 

einer SichtwPi.se, die ••nn einem "Kinderwunsch'' ausgeht (den man sich 

erflillen kAnn oder auch nicht), crreift eine hochgrndig subjektivisti­

sche, Betrachtungsweise Platz, die ihrerseits an sehr unterschied­

lichen Wertvorstell.ungen orientiert sein kann und in einer wertplura­

li.stischen Gesellschaft auch orientiert ist. Es geht bei diesem Be­

fund nicht eigentlich nm die unterschiedlichen wertbesetzten Lebens­

entwürfe (mit ihren je spezifischen r,ebenszielen) als solche, son­

dern es geht auf einer vorgelagerten Ebene c1er Betrachtung darum, 

daß generatives Handeln sehr entschieden in r1en Raum privater Ver­

fligbarkeit, ja im Grunde ''Beliebigkeit" hineingenommen wirc1. Es gibt 

hier praktisch keine ilberindividuellen (gesellschaftlichen) Festle­

gungen des einzelnen; sein generatives TTanc1eln bleibt weitestgehend 

nngeregelt durch entsprechende Normierungen, etwa des Staates oder 

aesellschaftlicher Einrichtungen (Kirrhen u.~.). 

t·lir kn~nen bei dPr An~Jyse des u11s interessierenden Ph~nomens zu ei­

nen Ergebnis, flils auch rrnktisch-politiEch von großer Tragweite ist: 

Elternschaft kann letztlich erst dadurch in fundamentale Konkur­

renz zu anderen J,ebenszielen treten, d2A gleichzeitig die Fraglosig­

keit des ~inderhabens fDr verheiratete Pnare schwindet. Erst dort, 

wo Elternsr:haft prinzipiell auf die gleir.he Ehene rückt wie "andere" 

Lebensziele, kanr, es iiberhaupt zur Konkurrenzsituation kommen. Erst 

dort, wo ~inderhahen sehr betont nder gar ausschließlich als BedDrf­

r1is der eigen~n pers~nlichen Entfvltung vielleicht sogar von 

Selhstverwirklichung - gesehen wirc1, muß ·sich besonders pointiert 

die "Alternativ-Prnhlcr.iatik" in der !'aße stellen, in dem es (auch) 

andere !'i":r1J.ichkeiten :,ur Persiinlichkeitsen+fnltung gibt. Ins Ökono-
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mische gewendet: die Kinderzahl gehört nun nicht (mehr) zu den "so­

zial gebundenen Aufwandsteilen", um an eine Formulierung von Gerh. 

Mackenroth anzuknüpfen, die bei ihm freilich in etwas anderem Kon­

text steht, nämlich im Illick auf die "Aufwandskonkurrenz" in den 

modernen Wohlstandsgesellschaften. Die Kinderzahl kann eben nur dort 

unter die "sozial nicht gebundenen und damit rationell noch be­

schränkbaren Aufwandsteile" (auf die von einer "alle Schichten durch­

säuernden Aufwandskonkurrenz" ein ständiger Druck ausgehe) fallen, 

wo eine mehr oder weniger große Kinderzahl nicht von vorneherein ge­

sellschaftlich normiert ist. Gegenw~rtig bleibt es flir verheiratete 

Paare eine offene, selbst zu treffende Entscheidung, ob in der Ehe 

überhaupt Kinder hinzutreten sollen, die Ehe sich also zur Familie 

erweitert; Elternschaft wird - im Rahmen biologischer Möglichkeiten 

- keineswegs mehr generell als zur Ehe grundsätzlich dazugehörig ge­

sehen. Familie ist insofern grundsiitzlich abgekoppelt von Ehe, sie 

wird dies klinftig faktisch wohl noch mehr sein als bisher, worauf 

der ansteigende Anteil der zeitlebens kinderlos bleibenden Ehen hin­

deutet. (Der andere Aspekt der Entkoppelung von Ehe und Familie wird 

mit den nichtehelichen Lebensgemeinschaften bezeichnet, die in zuneh­

mendem Maße vor allem in Skandinavien auch Kinder umfassen.) 

Ein Kind bzw. mehrere 1:inder zu haben, ist so inzwischen ungleich 

stärker dem subjektiven Ermessen unterworfen. \"lo Kinderhaben in Kon­

kurrenz mit einer Vielfalt anderer Erwartungen des einzelnen tritt -

die an Produktion und Konsum orientierten Industriegesellschaften 

werden verschiedentlich geradezu in einem Sog der "Revolution der 

steigenden Erwartungen" gesehen-, geht damit offensichtlich ein \"lan­

del in der Einstellung zur Weitergabe des Lehens einher. Längst ist 

die Auffassung, Kinder mehr oder minder schicksalhaft zu empfangen, 

abgelöst von der willentlichen Bestimmung von Zahl und zeitlichem Ab­

stand der Geburt der Kinder. 

An einer älteren, von Mackenroth verwandten Systematik von Einfluß­

faktoren auf das generative Verhalten orientiert, könnte man auch sa­

gen: Einflußfaktoren, die dem Bereich des "sozialen Dürfens und Sol­

lens" zugehören, treten weitestgehend bzw. völlig zurück, während 

diejenigen F.influßfaktoren, die dem Bereich des "individuellen Wol-
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lens" zugehören, sich verabsolutieren. Im Feld dieser hoch indivi­

duellen Entscheidungen außerhalb jeglicher gesellschaftlicher 

Festlegungen - gewinnen situative Gegebenheiten ein erheblich größe­

res Gewicht und sind individuelle Reaktionen darauf, unter dem Ein­

fluß von u.U. wechselnden und wenig miteinander ·ZU vereinbarenden 

Leitbildangeboten, auch wenig kalkulierbar. 

7) Bei der sichtbar gewordenen Frage nach der Elternschaft in Kon­

kurrenz zu anderen Lebenszielen stoßen wir somit auf einen tiefer 

reichenden Befund, der sich wie folgt zusammenfassen läßt: 

Generatives Verhalten rückt - wie übrigens anderes menschliches Ver­

halten auch tendenziell Rus umgreifenderen, üherindividuellen, 

"objektiven" Sinnbezügen mit Forderungscharakter gegenüber dem ein­

zelnen heraus. An die Stelle überindividueller Sinnzusammenhänge 

treten hoch subjektive, individuelle Grundpositionen. Dieser Prozeß 

der "Emanzipation" aus gesellschaftlichen Vorgaben ist soweit fort­

geschritten, daß in oer bevölkerungswissenschaftlichen Diskussion 

mit mehr oder weniger großem Erstaunen. die Ansätze zu einer Entwick­

lung registriert werden, bei der die Fruchtbarkeit nachhaltig und 

auf Dauer, strukturell hinter der Sterblichkeit.zurückbleiben könnte, 

was am Ende auf einen kumulativen Schrumpfungsprozeß mit allen indi­

viduellen und gesellschaftlichen Konsequenzen hinausliefe. 

Der Vorgang, auf den wir hier stoßen, führt uns möglicherweise tief 

in Grundverstiindnisse von llensch una Gesellschaft hinein: Mllssen wir 

nicht einen mc,glichen Zusammenhang annehmen, llber den bisher kaum 

nachgedacht woroen ist, einen Zusammenhang nämlich zwischen dem gene­

rativen Verhalten una oer Antwo~t auf die Frage, inwieweit der Ge­

sellschaft ein überindividueller Sinn zukommt, der zugleich ein Maß­

stab für die Sinnerfüllung des einzelnen wäre? 

Bejaht man eine Einbeziehung des einzelnen in eine Sinnerfüllung des 

gesellschaftlichen Ganzen, so werden sich auch für das generative 

Verhalten deutlich andere Konsequenzen ergeben als bei s.olchen ge­

sellschaftstheoretischen Grundpositionen, die einen überindividuellen 

8inn von Gesellschaft bestreiten. tlöglicherweise wird am Deispiel des 
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veränderten generativen Verhaltens nur der hochgradige Individualis­

mus manifest, der weite Teile unserer Gesellschaft im Kern befallen 

zu haben scheint. Tendenziell beobachten wir ein mehr oder minder 

deutliches Auseinanderfallen der individuellen Interessen der ein­

zelnen Paare und des Wohles der Gesamtheit, von "persönlichem Inter­

esse" und "gesellschaftlichem Interesse", von individueller und ge­

sellschaftlicher Rationalität. Selbstverständlich sind Entscheidun­

gen für oder gegen Kinder in besonders ausgeprägtem Maße persönliche 

Entscheidungen, aber in ihren objektiven Konsequenzen sind sie ge­

sellschaftlich hochgradig relevant. "Individuelles Glück" und "ge­

sellschaftliche Wohlfahrt", schon allein durch unterschiedliche Zeit­

horizonte gekennzeichnet, fallen keineswegs notwendig zusammen. Der 

einzelne kann u.U. mit nur 1 Kind sein individuelles Glück maximie­

ren, verallgemeinert wäre damit dem Allgemeininteresse wohl kaum ge­

dient. 

Die damit - im Unterschied etwa zu historisch vorausgegangenen Epo­

chen - sichtbar werdende unterschiedliche Festlegung des generativen 

Verhaltens durch gesellschaftliche Instanzen hat jüngst K.M. Balte 

(1983) zu einem konstitutiven Eleraent für die Konstruktion unter­

schiedlicher Gesellschaftstypen mit je spezifischen "Faktorstruktu­

ren generativen Verhaltens" genommen. Im Anschluß daran ließe sich, 

orientiert an der städtisch-industriellen Bevölkerung in Westeuropa, 

ein Gesellschaftstvp ausmachen, indem die Entscheidung für oder ge­

gen Kinder dem einzelnen allein üherlassen ist; es gibt weder staat­

liche noch kirchliche mehr oder minder verbindliche Leitbilder in 

Richtung auf eine bestiramte Kinderzahl, so daß es eher von zufälligen 

Konstellationen der Biographie des einzelnen abhiingt, ob er diese 

oder jene "Kinderwiinsche" ausbildet. Dabei erweisen sich bestimmte 

Lebensbedingungen im Wirtschafts- und Arbeitsleben, in Gesellschaft 

und Kultur als wirksame Hemmnisse dagegen, durchaus vorhandene indi­

viduelle Interessen an Kindern (Erlebnis der Elternschaft; Eigenwert 

von Kindern, aber auch deren Wert im eigenen Alter ~.ä.) zu verwirk­

lichen. Für Balte gehört dieser Befund hinsichtlich des generativen 

Verhaltens zu einer Faktorstruktur, die eine ausgeprägte Tendenz zu 

Fruchtbarkeitswerten unterhalb des Reproduktionsniveaus enthält. 
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Auf dem Hintergrund dieses sehr fruchtbaren Denkansatzes lassen sich 

somit unterschiedliche Gesellschaftstypen ausmachen, die sich durch 

je unterschiedliche gesellschaftliche Uberformungen des generativen 

Verhaltens unterscheiden. Dem in Anlehnung an die gegenwärtige städ­

tisch-industrielle Bevölkerung in Westeuropa skizzierten Bevölke­

rungstyp geht in dem hier angesprochenen Schema ein Gesellschaftstyp 

voraus, der sich historisch in Anlehnung an die ländliche Bevölke­

rung im spätmittelalterlichen Mitteleuropa verorten ließe. Fortpflan­

zung wird hier nur in Ehen zugelassen, innerhalh der Ehe aber wird 

die Fruchtbarkeit relativ weitgehend ausgeschöpft. lvichtig erscheint, 

daß es Leitbilder und Gesetze von moralsetzenden Instanzen (Staat 

und Kirche) gibt, die das generative Verhalten regeln. Die Entschei­

dung fiir orler gegen Kinder liegt damit nicht in der Zustiindigkeit 

des einzelnen, sondern ist überindividuell bestimmt und hängt von 

der dem einzelnen zugewiesenen ''Rolle'' in der Gesellschaft ab. 

Diese modelltheoretische Vertiefung sehr unterschiedlicher Einbet­

tungen des generativen Verhaltens in indi••iduelle und gesellschaft­

liche Bezüge führt nun zu der ebenso interessanten wie familienpoli­

tisch bedeutsamen Frage, ob nicht in Richtung eines Gesellschafts~ 

typs weiter gedacht werden kann und vielleicht sogar muß, in dem bei 

aller individuellen Freiheit im Bereich der generativen Entscheidun­

gen dennoch zugleich gesamtgesellschaftliche Aspekte angemes~en ins 

Spiel gebracht werden. \"/ie also könnten die (fiktiven) "Beispiele 

fiir Faktorstrukturen generativen Verhaltens", wie sie K.M. Balte 

mehr retrospektiv in historischer Sicht vorgestellt hat, um ein zu-· 

kunftsorientiertes Beispiel erweitert werden, in dem generatives 

Verhalten nicht völlig aus überindividuellen Sinnbezüge11 herausgelösi 

ist, der einzelne sich in seiner freien Bntscheidung vielmehr auch 

gesellschaftlichen· Crwartungen gegenübersieht? Diese Frage stellt 

sich umso unerbittlicher dort, wo ein strukturell sehr weit unter­

halb des Reproduktionsniveaus zurückbleibendes generatives Verhalten 

wegen seiner gesa!'ltgesellschaftlir.hen Tragweite offensichtlich nicht 

dem allgemeinen Wohl entspricht. Hie kann hier eine größere Ausgewo­

genheit von individuellen und gesellschaftlichen Interessen gewähr­

leistet werden? Kann überhaupt etwas ir> dieser Richtung getan wer­

den, was mit unserer freiheitlichen Grundordnung vereinbar ist? 



- 18 -

Welche Konsequenzen ergeben sich gegebenenfalls filr die Gesamtanlage 

einer Familienpolitik, die sich als gesellschaftsgestaltende Politik 

versteht? 

(3) Redeutung für eine auch demographisch akzentuierte, generationen­

solidarische Familienpolitik 

Vergegenwiirtigen wir uns nochmals kurz die Problemlage: :i:n unseren 

fortgeschrittenen Industriegesellschaften hat sich generatives Ver­

halten langsam, aber sicher aus überindividuellen Sinnbezügen frei­

gesetzt. Es wird von clen einzelnen immer weniger akzeptiert, sich 

vorbehal•tlos an überindividuellen Sinnbezügen zu orientieren. nie 

heute viel beschworene Sinnkrise hatte möglicherweise im Bereich des 

generativen Verhaltens längst begonnen, ehe sie an weniger personalen 

Zonen offen zu Tage trat. Man wird wohl nicht sagen können, daß sol­

che überindivi.duellen Sinnbezüge durchgängig und pauschal gel.eugnet 

werden; zumindest aber will der ei.nzelne sie einsehen. Infolgedessen 

ist er auf :jeden Fall immer weniger bereit, in seinem generativen 

Verhalten ''gesellschaftliche Vorgaben" einfach hinzunehmen. ~e nach 

dem Grad der individualistischen Grundausrichtungen kann es dabei 

freilich auch dazu kommen, solche über das eigene "Selbst" hinausrei­

chende Orientierungs- und Be~ugspunkte, wie sie sich aus dem wohl­

verstandenen Interesse des gesamtgesellschaftlichen Zusammenlebens 

ergehen können, schlechthin zurückzuweisen . 

.Tn den überkommenen gesellschaftlichen Kontexten war generatives '!er­

halten weit weniger rlem subje~tiven Ermessensspielraum des einzelnen 

anheim gegeben. Es gab etwa einen durch religiöse Rßckbindungen oder 

durch eine nationale Grundgestimmtheit charakterisierten Bezugsrah­

men, aus dem heraus eine fruchtbarkeitsbejahende Grundeinstellung er­

wuchs. In gewissem Sinne gehört hierhin auch noch die im Leben von 

Thomc>s tlann nachweisbare Position: "Kinder hat man zu haben". 

Solche das generative Verhalten pr~genden Gegebenheiten sind nunmehr 

in der grlnzen Breite der Gesellschaft irnrner mehr ersetzt durch Gege­

benheiten, nach denen die Entscheidung fUr oder gegen Kinder ~em ein­

zelnen vhllig überlassen ist, ohne daß dieser sich an liberindividuel-
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len Leitbildern offiziellen Charakters in Richtung auf Kinderzahlen 

orientieren könnte. Allenfalls mögen hier noch statistische Durch­

schnitte für den einzelnen zur Norm geraten; dies aber kann, wie die 

gegenwärtige demographische Entwicklung z.B. in der deutschen Bevöl­

kerung zeigt, höchst unzureichend sein. Hier können sich u. U. für 

den einzelnen ''Vorgaben" ganz anderer Art auspr~gen - so z.B. auch 

!•lodeströmungen - die dann sogar untere.inander konkurrieren können, 

sich aber grundlegend unterscheiden von Vorgaben seitens lebenssinn­

stiftender gesellschaftlicher Instanzen. 

Die zentrale Frage lautet nun: Wie kann - vielleicht unter postindu­

striegesellschaftlichen Bedingungen - ein alternativer Gesellschafts­

typ aussehen, der gesamtgesellschaftlich befriedigendere "Faktnr­

strukturen generativen Verhaltens'' aufweist, nämlich solche, die 

durch eine größere Ausgewogenheit von individueller und gesellschaft­

licher Rationalit~t charakterisiert sind? 

Fine Riickkehr zu einer Gesellschaft mit überindividuellen, gesell­

schaftlichen Festlegungen des einzelnen hinsichtlich der Kinderzahl 

erscheint gar nicht erst diskutabel. Eine Antwort auf die gestellte 

Frage könnte wohl prinzipiell nur in der Richtung liegen, daß die in­

dividuellen Entscheidungen im generativen Bereich persönlich zu ver­

antwortende Entscheidungen bleiben, die ihrerseits freilich nicht so 

betont im Horizont individuumbe~ogener Präferenzen getroffen werden, 

sondern als ''personale" Entscheidungen der Individual- und Sozialna­

tur des !lenschen gleichermaßen entsprechen. Die Frage der Kinderze.hl 

liißt sich au„ guten Gründen nicht mehr nus dem individuellen Ent­

scheidungshorizont hin~usverlagern. Es gilt heute als ein grundlegen­

des Recht, nnß die einzelnen (Ehe-)Paare frei, verantwortlich und 

informiert iiber die Zahl ihrer Kinder und den zeitlichen Abstand der 

Geburten entscheiden. Dieses grundlegende Recht ist bekanntlich 

durch eine Ergänzung der !1enschenrechtserklärung in Teheran 1968 so­

gar in den Rang eines Menschenrechts erhoben worden (und in einem 

wichtigen Kerngehalt jüngst in die vom Vatikan vorgelegte "Charta 

cer Familienrechte" (Okt. 1983) aufgenommen worden). Dieses Grund­

recht ist hochzuhalten. Was freilich aus diesem mensr,hlichen Grund­

recht auch folgt, ist der politische Auftrag, darnuf hinzuwirken, 
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daß diese generativen Entscheidungen auch wirklich frei, verantwort­

lich und informiert getroffen werden können. Dies erfordert eine Fa­

milienpolitik, die auf der einen Seite dem einzelnen Ehepaar die 

Freiheit der Entscheidung zu mehreren J,indern materiell und s_ozial 

wirksam abzusichern sucht, auf der anderen Seite die Beratungen und 

Ililfen gewährleistet zur Begrenzung der Kinderzahl, wo immer Eltern 

dies wünschen - beides muß integraler Bestandteil einer systemati­

schen Familienpolitik sein. 

l\uf diesem Problemhintergrund ergeben sich mehrere Ansatzpunkteei­

ner strukturgestaltenden Familienpolitik: 

Zunächst einmal muß es darum gehen, vielfältigste "Barrieren'' abzu­

bauen, die sich - sicherlich meist ungewollt und insoweit als Ergeb­

nis gedankenlosen politischen Handelns - fllr junge Paare dort auf­

tllrmen, wo diese sich fllr ein (weiteres) Kind entscheiden wollen. In 

weiten Teilen der jungen Generation dürfte der \·/unsch rwch Kindern, 

und zwar auch nach mehreren Kindern, durchaus ••orhanden sein. Dies 

zeigen immer wieder einschlägige Befragungen, die - mögen sie im Ein­

zelfall auch nicht repräsentativ sein - doch symptomatisch sind: Auf 

ihre Zukunft hin befragt, unterstreicht z.B. eine Gruppe von 16- bis 

lBjährigen Schülerinnen eines Bonner Gymnasiums durchgängig, daß sie 

sich unabhängig von ihrem angestrebten Beruf Kinder wünschen, für 

die sie rlen Bernf auch fllr mehr· oder weniger lange Zejt ~u unter­

e>rechen bereit seien. Aber wie werden niese noch jungen Mi':dchen •cin­

m,>.J. reagieren, wenn sie die wahren Probleme dEor (r1angelnc1en) Verein­

barkeit unmittelbar erleben? Also etwa angesichts einer Doppel- und 

Dreifachbelastung (bei gleich~eitig fehlender Rollenflexibilität des 

Ehepartners), eines mehr oder mind~r radikalen, wenn auch vorllberge­

henden Bruchs in der beruflichen Entwicklur,g (bei gleich::ei tig em­

pfindl.ichen Abstrichen in der eigenen "Rentenbiographie"), eines zu 

wenig mit flankierenden Hilfen unterstützten Niedereintritts in das 

Berufslebe~ oder einer unzureichend anerkannten neuen Tätigkeit in 

den Feldern des so2ialen Engagements? Werden sie auch dann noch Fa­

milie und Kinder vnrllbergehend wichtiger finden als den Erwerhsbe­

ruf? Zweifel sind hier angebracht, wie Ergebnisse anderer Umfragen 

hei bereits erwerbstMtigen jungen Frauen zeigen. Jllngste Entwicklun-
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gen in den Vereinigten Staaten deuten verstärkt darauf hin, daß die 

nachwachsenden Frauengenerationen auf beides - und die Realisierung 

weiterer Lebensansprüche dazu - nicht verzichten möchten. (Sehr an­

schaulich kommt dies in dem Buchtitel "To have it all together" zum 

Ausdruck.) 

Insoweit geht es also darum, Freiräume zu schaffen auch für genera­

tives Handeln, zu verhindern, daß Entscheidungen für Kinder vorzei­

tig verschüttet werden. Die Hemmnisse sind im einzelnen unterschied­

licher Art: Wie die einschlägige Forschung vielfältig belegt, handelt 

es sich um wirtschaftliche Benachteiligungen - sei es im Pro-Kopf­

Einkommen als einem wichtigen Indikator des Lebensniveaus, sei es in 

der rentenversicherungsrechtlichen Absicherung von Zeiten der Klein­

kindversorgung - ebenso wie um fehlende soziale Hilfen, um Probleme 

einer familiengerechten Wohnungsversorgung ebenso wie um eine man­

gelnde Familienorientierung der Arbeitswelt. zusammenfassend mag es 

an dieser Stelle genügen, den in familienpolitischer Ilinsicht sicher­

lich nicht von vornherein als "Partei" abzustempelnden Wissenschaft­

lichen Beirat beim Bundeswirtschaftsministerium zu zitieren, der in 

seinem Gutachten über die wirtschaftspolitischen Implikationen des 

Be,rölkerungsrückgangs (Bonn 1980, Ziffer 70) feststellt: "In der 

Vergangenheit hat sich in den einzelnen politischen Bereichen eine 

ungewollte Kumulation von Anreizen ergeben, auf Nachkommenschaft zu 

verzichten." 

Barrieren wegzuräumen, die der Realisierung von Kinderwünschen im 

Wege stehen, ist ein unverzichtbares Element einer demographisch ak­

zentuierten Familienpolitik. Aber ist es auch ausreichend, wenn es 

darum geht, gesamtgesellschaftlich hefriedigende demographische 

Strukturen dauerhaft zu sichern? Es muß jedenfalls mit der Möglich­

keit gerechnet werden, daß, solange gesellschaftliche Bezüge mehr 

oder minder ausgeblendet sind, unter dem Einfluß von Kalkülen, in 

die vorwiegend die privaten Folgen der individuellen Entscheidungen 

für oder gegen Kinder eingehen, die Vielzahl der einzelehelichen ge­

ner2tiven Entscheidungen noch nicht jene demographische Entwicklung 

gewährleistet, die im Fadenkreuz gesellschaftlicher Rationalität als 

erwünscht erscheint. Vorstellungen darüber sollten sich im Regelfall 
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in Zielvorstellungen über den quantitativen Bevölkerungsprozeß wie­

der,._,.,finden, wie sie sich in einem Gemeinwesen im demokratischen Rück­

kopplungsprozess herausbilden können und verschiedentlich auch her­

ausgebildet haben. 

Damit stellt sich nie Frage, inwieweit es vertretbar erscheint, 

durch eine entsprechende gesellschaftliche Ordnungspolitik die Rah­

menbeningungen für das generative Verhalten nauerhaft so zu gestal­

ten, daß die persönlichen Bedürfnisse und Lebensziele einerseits und 

die gesellschaftlichen Belange ~it ihrer Gemeinwohlrelevanz anderer­

seits mcglichst eng zusammenfallen. !~aßnahmen, die die Freiheit der 

einzelnen Paare in ihrer generativen Entscheidung beeinträchtigen, 

können verständlicherweise nicht akzeptiert werden; bleibt dann aber 

nicht der Versuch, die dem generativen Handeln zugrunde liegenden Mo­

tivationen zu verändern? In der einschlägigen. Diskussion ist dies 

auch auf die Formel gebracht worden, ob es über den Abhau von Barrie­

ren zur Verwirklichung von "eigentlich vorhandenen r:innerwilnschen" 

hinaus auch vertretbar sei, den Kinderwunsch als solchen zu Geein­

f.1 ussen, un"n zwar im Sinne einer l\nhebung der gewünschter, I(i~der­

zahl. Was ein "eigentlicher Kinderwunsch" ist, bleibt dabei freilich 

etwas in Dunkeln. Halten wir uns stattdessen doch lieber an den Sach­

verhalt, mit dem wir es nachweislich zu tun haben, nämlich an Ent­

scheidungen der einzelnen Paare, die unter konkreten Rahmenbectingun­

aen der IJirtschafts-, Sozial- und Kulturordnung für octer gegen Kin­

der fallen. Diese Entscheidungen werden durch einen gezielten Abbau 

uon Hindernissen und Barrieren und ein planvolles Hinwirke1, auf fa­

nilien- und kindgern~ße Lebensbedingungen sicherlich beeinflußt, wenn 

auch mittel.bar. Die Beeinflussung als solche kann also nicht das Pro­

blem sein; dieses hP.steht vielmehr darin, daß dies,e Beeinflussung 

transparent sein und bleiben mue, also nicht manipulativ sein darf, 

den freien Willen des einzelnen außer Kraft setzend, und damit den 

personalen Charakter einer solchen zentralen Entscheidung nicht auf­

hebt. Was hier desweiteren geboten erschei.nt, bisher jedoch weithin 

fehlt, ist eine umfassende demographische Information und Bildung. 

Diese Aufgabe kann unter dem Stichwort der ''population education" ge­

faßt werden. llm was geht es dabei im mehr Grundsätzlichen? 
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lvenn man von herkömmlichen normativen Grundlagen im generativen Be­

reich wi t mehr oder minder verbin,Uichen Vorgaben durch kinderbe­

jahende gesellschaftliche Instanzen weithin nicht mehr ausgehen 

kann, ist der einzelne bei seiner noch stärker auf sich gestellten 

eigenverantwortlichen Entscheidung um so mehr darauf angewiesen, 

sich auf entsprec:hende Information abzustützen. lluß doch der Ruf 

sich selbst gestellte einzelne die tlorwen seines Handelns mehr aus 

sich selbst finden, zumindest in <Jrößerer Unahhiingigkeit von über­

individuellen normsetzenden Instanzen. Hier h:itte eine entsprechende 

demographische InformRtion und Bildung anzusetzen, und zwar vor allem 

in der Ehe- und Familienbildung sowie im schuli.schen Bereich der jun­

gen Erwachsenen (Sekundärstufe !I). 

nisher ist der gedankliche Ansatz dieses Instruments im eigenen Land 

noch kaum entwickelt. Demgemäß ist auch der Stellenwert einer Aus­

einandersetzung mit demographischen Grundsachverhalten für p5dagogi­

sches Handeln nur unzureichend uerdeutlicht. Hier liegen indessen 

wichtige Aufgaben einer klinftigen Familienpolitik. Ein fundamentales 

llißverstMndnis wnre es freilich .in einer systematischer. "population 

education" den Versuch zu sehen, von fälligen (materiell-wirtschaft­

lichen) c"nmilienpolitischen l!aßnahmen abzulenken! 

In jüngerer Zeit wird in der politischen Diskussion im eigenen Lande 

verschiedentlic:h von einer "bevölkerungshewußten Gesellschaftspoli­

tik" gesprochen, um sie •1on einer direkten "fleviilkerungspoli ti k" 

milgJ.ichst abzusetzen. So lHßt sich etwa eer starke Geburtenrückgang 

der jiin<Jeren Vergangenheit mit Kinder7.ahlen weit unterhalh des Be­

standserhaltungsniveaus zumindest teilweise als ErgE'bnis individuel­

ler Reaktionen auf Gegebenheiten verstehen, wie sie sich auch auf­

grund politischer Entscheidungen in den verschiedenen Ordnungsberei­

chen - von der Finkommensverteilunq \iher das Wohnungswesen bis zur 

(r:rwerbs-) Arheitswelt - herausgebildet haben. Damit ersc:heint eine 

''bevMlkerungsbewußte'' Sichtweise, d.h. eine die Auswirkungen auf das 

BevMlkerungsgeschehen möglichst mithedenkende Beurteilung gesell­

schaftspolitischer llaßn?.hmen nicht nur sinnvoll, sondern sogar als 

not-wenr.ig. IHe k•'.'nr1te sie aber sehr viel wirksamer unterstützt wer-



den als mittelE einer demographischen Er~iehung und ßildung, die ge­

rade der Förderung der Bewußtheit gegenüber Bevölkerungsvorgängen 

dient? ~!ag niese> freilich noch so gut angelegt sein, sie befreit 

das einzelne Paar nicht davon, sich selbst entscheiden zu müssen. 

Und ein weit.erer Aspekt: \Jenn <'!ie generativen Entscheidungen als 

höchstpersönliche Entscheidungen zugleich in ihren objektiven Konse­

guen~en hoc~0r:11~ig gesellschaftlich relevant sina, gilt es zu sehen, 

daß der einzelne Entscheidungen trifft, deren Tragweite er u.a. we­

gen der spe~:::ischen L2.ngzeeitwirkung demogri'.lphischer Prozesse gar 

nicht voll Uhersehen !(ann. ~eine Entscheictung beruht prin~r auf ei­

nem indi••iduellen Kalki\l, auf eJner Abschätzung der persönlichen po­

sitiven und neg2tiven Auswirkungen seJnes Verhaltens. Wiederum kann 

nicht (rcehr) von r7er liirksamkeit einer Instanz ausgegangen werden, 

die durch die von ihr mehr oder minder verbindlich postulierten Nor­

men im Bereich des generativen Verhaltens dessr,n (auch längerfri­

stigen) gesellschaftlichen Auswirkungen angemessen mitberücksichtigt. 

Damit verbundene traditionelle Verha 1 tenspr.'igungen führten in be­

stimr.1ter Hinsicht 2.uch zu Entlastungen des einzelnen, der anderer­

seits weniger in die persönliche Entscheidung gestellt war. 

Wenn demgegenilhcr heute der eJnzelne sehr viel stfirkcr persönliche 

Einsicht in die Trogweite sejnes generativen Verhaltens gewinnen muß 

und wenn seine Veror.twnrtung st~rker. qe~nrr}ert ist, verweist dies 

wiederum auf die BEdeutung einer denographischf'n Erziehung und Ilil-­

dung, die auf uer,rnt.wcrtungsbewußtese Verhaltc,n cles einzelnen ab­

zielt. ,',n dieser S:C.elle wird in iihrigen eine oft vernachl;;ssigte 

Dimension von 11 '".rerantworteter Elternsc:h2.ft 11 sir.hthnr. Sie dem ein­

zelnen bewußt. ~u machen, bleibt eine wichtige familienpolitische Auf­

gRbe. F:ine "verar,twnrf:ete" Entscheidung für J'.inder als eine auch ge­

sellschaftlich verantwort.ete Entschei.dung wird dRhei freilich stets 

durrh den persönlichen "Akzeptanzfilter" gehen müssen, um wirklich 

bejaht zu werclen. nie größere Gemeinschaft muß indessen wegen der 

nuch gesellschaftlicher. Folgewirl:ur.gen des generativen Verhaltens 

des einzelnen daran interessiert sein, daR sie, die den einzelnen im 

i.ihrir;en 1ci ttriiat, in ihrer, <::-run<'! lngen ur,d in der '.lerwi rklichung 

grundlegender gesellschaftlicher ~ertentscheidungen durch das indi­

viduel l.e \!erhil l ten r.icht gefJ-;hrnet wirrl_. Daher mu1' sie unter den 
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neuen soziokulturellen ~edingungen demographische Bildung erst recht 

gewährleisten. Diese wird zum -festen Bestandteil eines erst in Umris­

sen erkennbaren Systems von Faktorstrukturen generativen Verhaltens 

in einer Gesellschaft gehören müssen, die überdauern will. Für den 

einzelnen erscheint eine solche Orientierungshilfe gerade dort sinn­

voll, wo sein Handlungsspielraum sn sehr ausgeweitet ist und er mit 

größerer \·/ahrscheinlichkeit in J",ebenslagen geriit, nie er sich sehr 

maßgeblich selber zuzuschreiben hat. 

Vnn daher wHre das Eingangszitat nochmals in Erinnerung zu rufen unn, 

so verhlliffend zutreffend es erschien, in der einen oder anderen Hin­

sicht vielleicht doch r:iit einem Fragezeichen zu versehen: Ist das 

Individuum z.B. wirklich frei, n,i.rh seinem "Gutdünken" zu wi1hlen? 

Und welrhen Einfluß sollte wiederum die Kulturordnung auf die ratio­

nale Entscheinung des einzelnen haben? Für die Gesamtanlage einer 

Familienpolitik als ~eil der Kulturordnung sind nies sicherlich 

ehensc spannende wie nicht leicht zu beantwortende Fragen. 

In c'!iesem Zusnmmenhang stellt sich auch die Frage, oh nic.ht in der 

offiziellen Politik konkrete Zielvorstellungen über den als er­

wünscht anaesehenen quantitativen <,evölkerungsprozess ausdrücklich 

benannt werden k~nnten, die dann auf der Mikroebene in zielfunktio­

na le "rluster d if f eren z ierter Kinclerhc:uf igkei ten" umzuset?.en w:iren. 

Bei einer Orientierung an einer quasi-stationi'iren Bevi\H:erungsent­

wir,1-clung beneutete dies z.n. (;üs ein rlenkbares r\nster), cfoß •;on 100 

I:hen 10 % kinnerl0s hlieben, 10 % nur 1 Kind, 35 % Kinder, 40 % 

3 Kinner unrl 5 % 4 unn mehr Kinder hftten. Die Geqenliberstellung mit 

rlen tatsächlichen Kinderh~ufigkeitcn ließe die Abweichung in der hi­

storischen Situation leicht erkennen unn n~he damit wichtige Hinwei­

se für eine hev0lkerungsbewußte Politik, wie sie als ein Aspekt die 

Familienpolitik mit prKgen kann. 

Die~ J.-:r.nnen und dHrfen keine Anweisungen aD den Einzelnen sein, aber 

sie t-.r~ren ein Orientierungshinweis für. sein generatives Hande] n. Daß 

diP~~r Hinweis sich aus gesamtgesellschaftlichen zusammenhängen her 

ableitet, ist kein nurchschlagender Gegeneinwand. Denn genen1tives 

P.,:,ncleln. ist immer auch Handeln von Personen, d.h. aber Handeln von 



Menschen, die durch eine Individual- und Sozialnatur gekennzeichnet 

sind. Eine demographische Zielsetzung auf der !lakroehene zu benennen 

und ihre Bedeutung für die damit in Uhereinstimmung stehenden Kinder­

zahlen auf der Mikroebene aufzuzeigen, wäre wohl an sich bereits ein 

Stiick politisches Handeln. Der Wert solcher Aussagen sollte nicht 

unterschätzt werden, werden damit doch Richtwerte und Orientierungs­

hilfen angegeben auch für das Handeln des Einzelnen in seiner Ge­

meinschaftsbezngenhei t und -gebundenhei t. Die Freiheit seiner ge­

nerativen Entscheidung kann und darf damit nicht aufgehoben werden, 

aber diese Entscheidung wird - durchaus in Ubereinstimmung mit der 

Kodifizierung der Menschenrechte - insoweit noch mehr zur "infor­

mierten'' Entscheidung und kann um so eher "verantwortlich" getroffen 

werden. 

Es muß doch gefragt werden (dürfen), ob die einzelnen Paare - und da­

mit letztlich die Gesellschaft selbst - nicht ein Stück weit vor der 

"Beliebigkeit" des generativen Handelns geschüt?.t bleiben sollten, 

und zwar durch Orientierung an absehbaren grundwerterelevanten Konse­

quenzen. F_\ir die dilmi t angesprochene Verdeut.l ichung der Tragweite ge­

nerativen Handelns, wie sie von einer "population education" mit zu 

leisten wöre, wird der Zusammenhang wichtig zwischen der Devölke­

rungsentwicklung (als dem Ergebnis der Vielzilhl der einzelehelichen 

generativen Entscheidungen) und der Verwirklichung von Grundwertent­

scheidungen des Gemeinwesens. Disher ist es noch nichr in jeder Hin­

sicht überzeugend dargetan, daß etwa ein Nullwachstum der Bev~lkerting 

eine für die Verwirklichung grundl.egender Wertentscheidungen unseres 

Gemeinwesens notwendige Voraussetzung darstellt. Andererseits lassen 

die vorliegenden Einsichten recht eindeutig erkennen, daß bei einem 

solchen demographischen Prozeß (oder auch einem nur leicht rückl~u­

figen, aber vor allem durch mi"iglichrst große Stetigkeit gekennzeich­

neten Revölkerungsprozeß) gesellschaftliche Probleme sich minimieren 

und damit die Realisierung etwa von Solidaritc'.t innerhalb oer und 

3Wischen den Generationen, von sozialer Gerechtigkeit, von persön­

licher Entfaltung insoweit erhebliche erleichtert wird. Die weitere 

Zukunft der gesetzlichen Rentenversicherung ist nur eines von zahl­

reichen Beispielen, auf die hier im einzelnen zu verweisen w~re. 
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Die schwierige Frage nach der Annäherung von individueller und ge­

sellschaftlicher Rationalität und Interessenwahrnehmung läßt sich im 

vorliegenden Kontext somit nicht ausklammern. Die angesprochenen An­

satzpunkte im praktisch-politischen Handeln dürften mit einem Men­

schen- und Gesellschaftsverständnis, wie es auch dem Grundgesetz zu 

Grunde liegt, voll vereinbar sein. Auch hier geht es um eine Gratwan­

derung zwischen individualistischen und kollektivistischen Fehlent­

wicklungen. li/enn persönliches Interesse und gesellschaftliches Ge­

samtinteresse zu unmittelbar und unvermittelt miteinander verknüpft 

werden, erscheint der von staatlichem Eingriff freie Raum der per­

sönlichen Entfaltung nicht genügend gesichert, wie das Beispiel to­

talitärer Gesellschaftssysteme allgemein zeigt, im vorliegenden the­

matischen Zusammenhang besonders etwa die auf regide Durchsetzung 

der 1-Kind-Familie ausgerichtete gegenwärtige Familienpolitik in der 

VR China. Fallen sie einfach auseinander, muß die Gemeinschaft aller 

auf Dauer Schaden nehmen. Sicherlich ist einer am Gemeinwohl orien­

tierten Politik (wie problematisch es auch konkret zu definieren 

sein mag) am humansten gedient, wenn die individuellen Vorstellungen 

der einzelnen Paare mit den Ansprllchen des Gemeinwohls auf freiwil­

liger Grundlage übereinstimmen. 

Damit werden nicht geringe Aufgaben einer umfassenden, um Dimensionen 

über eine reine Kindergeldpolitik hinausreichenden Familienpolitik 

sichtbar, die auf ihre Weise dazu beiträgt, ein System von Bestim­

mungsfaktoren des generativen Verhaltens auszupr2gen, unter dessen 

Einfluß das Fruchtbarkeitsniveau nicht von vornherein dauerhaft weit 

unter dem Reproduktionsniveau zurückbleibt. Das generative Verhalten 

ist in dieser Sicht durchaus im Rahmen individueller Entscheidungen 

verankert, gleichwohl kommen gesamtgesellschaftliche Belange als 

Orientierungs- und Einflußfaktoren ins Spiel. F.s wird vermieden, daß 

die gesellschaftlich so relevanten Entscheidungen für oder gegen Kin­

der völlig dem Einzelnen überlassen werden, von dessen Biographie 

mit ihren je gegebenen I~onstellationen in Verbindung mit gesell­

schaftlichen Lebensbedingungen es sonst ibhängt; inwieweit er über­

haupt "Kinderwünsche" ausbildet und realisiert. Insoweit eine Ände­

rung des generativen Handelns erwünscht erscheint, kann dies freilich 

nur erwartet werden, wenn zugleich die entsprechenden Rand- oder Rah-
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menbedingungen in Gesellschaft und ilirtschaft gegeben sind, die ein 

solches verändertes Verhalten hegllnstigen. 

Eines sei zum Abschluß freilich unmißverständlich festgehalten: Eine 

nachhaltige Veränderung im generativen Verhalten nachrllckender Hei­

ratsjahrgänge setzt - neben unentbehrlichen flankierenden Maßnahmen 

in der Sozial- und Arheitspolitik, aber auch der Wirtschafts- und 

Bildungspolitik - eine 1'1andlung grundlegender \-/ert- und Normorien­

tierungen in der Gesellschaft voraus. Sie kann durch eine demogra­

phische Information, Bildung und Erziehung mit angestoßen werden. 

Letztlich wird sie von gesellscha.ftlichEn Eliten als den eigent­

lichen "Agenten des Wandels" maßgeblich mit getragen werden mllssen. 

Sie bleibt freilich um so schwieriger durchzusetzen, als die genera­

tiven Verhaltensnormen integraler Bestandteil der gesamten Sozial­

struktur sind. Insofern läuft eine nachhaltige Korrektur des Frucht­

barkeitsverhaltens auf eine Gesellschafts- und Familienpolitik hin­

aus, die sich als zukunftsorientierte gesellschaftliche Strukturpo­

litik zu erweisen hat - als strukturgestaltende Politik, die im po-

1iti.8chen wie sozialp§dagogischen Ansatz partiell auch eine Korrek­

tur kultureller, sozialer und ökonomischer Strukturen einer Gesell­

schaft zum Ziel haben muß, die sich anschickt, in eine nachindu­

strielle Entwicklungsphase ein?.utreten. Diese läßt sich mit Kenn-

;,cichnungen wie ''Dienstleistungsgesellschaft", "Freizeitgesell-

schaft" oder "mobile Informationsgesellschaft" nur erst unvollkommen 

beschreiben. Sie wird eine humane Gesellschaft indessen nur in dem 

Maße sein und bleiben khnnen, in dem sie den Familien als ganzen und 

ihren einzelnen 1-'itgliedern - Vätern, !lllttern, t:indern, aher auch 

dem alten l!enschen in der Familie - I1aum zur freien und zugleich 

solidarischen Entfaltung gibt. 
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